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BERATUNGSSTELLE Vor zehn Jahren hat Anne-Marie Saxer-
Steinlin die Berner Beratungsstelle für Sans-Papiers ins Leben
gerufen. Im Interview spricht die Juristin über ihre Arbeit mit
Menschen, die eine Existenz im Verborgenen führen.

Frau Saxer-Steinlin, Sie sind
Vizepräsidentin der Beratungs-
stelle für Sans-Papiers und wa-
ren vor zehn Jahren bei der Grün-
dung mit dabei. Was gab damals
den Anlass dazu?
Anne-Marie Saxer-Steinlin: Nach
der Jahrtausendwende schwapp-
te die Sans-Papiers-Bewegung
von Frankreich nach Bern über.
Es gab Kirchenbesetzungen und
auf politischer Ebene Versuche,
kollektive Regularisierungen für
Personen ohne Aufenthalts-
bewilligung zu erreichen. Die Lö-
sungen waren allerdings ernüch-
ternd. Da entstand auf Initiative
der Landeskirchen die Idee, eine
private und vertrauenswürdige
Beratungsstelle zu schaffen, um
diesen Menschen immerhin den
Alltag humaner zu gestalten.

Wie sieht die Unterstützung
konkret aus?
Auf unserer Beratungsstelle er-
halten die Sans-Papiers ein Ge-
genüber, das ihnen zuhört. Oft
haben diese Leute jahrelang nie-
mandem ihre Geschichte erzäh-
len können. Wir klären Sie zu-
dem über ihre Rechte auf, etwa
punkto Arbeitsbedingungen oder
Bildungsangeboten.
Mit welchen Anliegen kommen
die Sans-Papiers zu Ihnen?
Primär fragen sie nach den Mög-
lichkeiten, wie ihr Aufenthalt re-
gularisiert werden kann. Oft geht
es auch darum, dass sie heiraten

wollen, was jedoch sehr schwie-
rig geworden ist. Themen sind
auch Gesundheitsprobleme oder
die Einschulung ihrer Kinder.
Als offizielle Stelle helfen Sie
Menschen, die sich offiziell gar
nicht hier aufhalten dürfen. Wie
lässt sich das mit dem Gesetz
vereinbaren?
Gemäss Ausländergesetz macht
man sich erst dann strafbar,
wenn man einer Person ohne
Aufenthaltsbewilligung zum Bei-
spiel dauerhaft seine Wohnung
zur Verfügung stellt oder einen
Sans-Papiers als Arbeitskraft an-
stellt. Die Beratung an und für
sich ist aber nicht illegal.
Ihre Beratungen finden an einer
offiziellen Adresse mitten in
Bern statt. Ist dies nicht gerade-
zu eine Einladung für die Frem-
denpolizei?
Nein. Wir haben unsere Arbeit
von Anfang an öffentlich ge-
macht und die Polizei darum
gebeten, uns arbeiten zu lassen.
Und tut sie das?
Ja. Ihre Priorität ist die Verfol-
gung von kriminellen Personen.
Bei uns werden keine Razzien
durchgeführt.
Sans-Papiers leben im Versteck-
ten und versuchen nicht auf-
zufallen. Wie erfahren sie von
Ihrem Beratungsangebot?
Meistens durch Mundpropagan-
da. Häufig sind sie zu Beginn aber
noch skeptisch und schicken erst
einmal einen Bekannten, der le-
gal hier lebt. Sobald sie dann Ver-
trauen aufgebaut haben, kom-
men sie zu uns.
Wie hat sich Ihre Arbeit in den
letzten zehn Jahren verändert?
Sie ist schwieriger und an-
spruchsvoller geworden. Im Aus-
länderrecht hat es viele Verschär-
fungen gegeben, wie etwa das
Heiratsverbot für Personen ohne
Aufenthaltsbewilligung oder das
Gesetz zur Bekämpfung von
Schwarzarbeit.

Wie wirkt sich das aus?
Der politische Druck auf Migran-
tinnen und Migranten ist enorm
gestiegen. Das führt dazu, dass
mehr und mehr Leute in sehr
prekäre Situationen kommen,
aus dem System fallen und zu
Sans-Papiers werden.
Kommen heute mehr Leute zu
Ihnen in die Beratung als noch
vor zehn Jahren?
Viel mehr. Wir werden heute
überschwemmt von Anfragen

Sans-Papiers, aber nicht ohne Hilfe

FESTESSEN AUF DEM WAISENHAUSPLATZ

In der Schweiz leben und arbei-
ten nach Schätzungen zwischen
70000 und 300000 Menschen
ohne Aufenthaltsbewilligung.
Allein im Kanton Bern dürften
sich über 10 000 Sans-Papiers
aufhalten. Die Berner Bera-
tungsstelle fürSans-Papiers setzt
sich seit 2005 für diese Men-
schen ein und hilft ihnen, sich im

Alltag zurechtzufinden. Zudem
betreibt der Verein Öffentlich-
keitsarbeit und versucht, durch
politisches Lobbying bessere
Bedingungen für Sans-Papiers
zu schaffen. Die Beratungsstelle
funktioniert als privater Verein
und finanziert sich über Spen-
dengelder. Der Verein beschäftigt
vier Mitarbeitende mit insge-

samt 230 Stellenprozent. Dane-
ben leisten mehrere Dutzend
Personen ehrenamtliche Arbeit.
Heuer feiert die Berner Bera-
tungsstelle für Sans-Papiers ihr
zehnjähriges Bestehen. Darum
lädt der Verein am Samstag,
20. Juni, zwischen 12 und 14 Uhr
zum Festessen auf dem Wai-
senhausplatz ein.

und bräuchten eigentlich drei-
mal so viele Ressourcen. Die stei-
genden Zahlen haben allerdings
nicht unbedingt damit zu tun,
dass es mehr Sans-Papiers gibt,
sondern weil sich unser Angebot
rumgesprochen hat.
Welche Erfolge haben Sie bisher
erzielen können?
In erster Linie sind wir glücklich,
dass es uns noch immer gibt. Als
Beratungsstelle haben wir uns
etabliert und 2013 sogar den In-

tegrationspreis der Stadt Bern
erhalten. Das war toll. Die gröss-
ten Erfolge sind jedoch, wenn
man es geschafft hat, dass ein
Sans-Papiers eine Aufenthalts-
bewilligung erhält.
Wie oft kommt das vor?
Wenn es hoch kommt, etwa in
fünf bis zehn Fällen pro Jahr.
Bei jährlich 2000 Beratungen
eine bescheidene Erfolgsquote.
Kommt da nicht Frust auf?
Nein, denn die restliche Arbeit ist

«Wir haben unsere
Arbeit von Anfang
an öffentlich ge-
macht und die Po-
lizei gebeten, uns
arbeiten zu lassen.»

Anne-Marie Saxer-Steinlin

ja nicht einfach für nichts gewe-
sen. Ausserdem kommt in all den
persönlichen Gesprächen jeweils
extrem viel zurück.
Wie gehen Sie mit den Geschich-
ten ohne Happy End um?
Das gehört zum Alltag. Es kann
sein, dass jemand auf die Bera-
tungsstelle kommt und dann nie
mehr auftaucht, weil er aufgegrif-
fen wurde. Damit muss man le-
ben. Schliesslich braucht es auch
eine Balance zwischen Empathie
und nötiger Distanz. Unsere Be-
raterinnen müssen aber schon ei-
ne Elefantenhaut besitzen.
Was sind Ihre Ziele?
Wir wollen weiterhin das Prob-
lem der Sans-Papiers weniger
schwerwiegend machen. Kon-
kret heisst das zurzeit vor allem,
grosszügigere Härtefallbewilli-
gungen zu erreichen. Schön wäre
es natürlich, wenn es uns irgend-
wann nicht mehr bräuchte. Das
ist und bleibt aber eine Illusion.

Interview: Christoph Albrecht

Anne-Marie Saxer-Steinlin: «Der politische Druck auf Migrantinnen und Migranten ist enorm gestiegen.» Beat Mathys

STADTRAT Inhaltlich ist das
Sonderkässeli für Eis- und
Wasseranlagen unbestritten.
Der Stadtrat ist aber uneins, ob
das neue Reglement dem Volk
vorgelegt werden soll.

Die Stadt Bern möchte den im
letzten Jahr erzielten Gewinn in
der Höhe von über 30 Millionen
Franken für die Sanierung ihrer
veralteten Eis- und Wasseranla-
gen verwenden. Dies verbietet

aber das sogenannte Harmoni-
sierte Rechnungsmodell 2
(HRM2) des Kantons. Die Stadt
müsste das Geld für zusätzliche
Abschreibungen verwenden. Der
Gemeinderat schlägt deshalb ei-
ne «Spezialfinanzierung von In-
vestitionen in Eis- und Wasser-
anlagen» vor (wir berichteten).

Noch kein Entscheid
Der Stadtrat war sich in der ers-
ten Lesung zu diesem Geschäft

gestern einig, dass mit dem Geld
die alten Anlagen saniert werden
sollen. Uneinig war er sich aber,
ob das Volk über das neu zu schaf-
fende Reglement abstimmen soll
– weil das finanzpolitische Ge-
schäft zu kompliziert sei.

«Wir wollen nicht das Stimm-
volk umgehen. Hier macht eine
Abstimmung aber keinen Sinn»,
sagte EVP-Stadtrat Matthias
Stürmer. Eine solch technokrati-
sche Vorlage sei für das Volk un-

Ist die Vorlage zu kompliziert fürs Stimmvolk?
zumutbar. Unterstützung erhielt
er von Kurt Hirsbrunner (BDP):
«Warum braucht es eine Volks-
abstimmung, wenn man sich im
Parlament völlig einig ist?» Die
Kosten für die Abstimmung kön-
ne man sich sparen. Ähnlich tönt
es bei der SP. «Das Geschäft dem
Volk freiwillig vorzulegen, ist bei
diesem Betrag eigentlich rich-
tig», sagte Yasemine Cevik. Weil
das Reglement im Stadtrat aber
unbestritten sei, «ist zu erwarten,

dass die Stimmbevölkerung der
Vorlage daher auch zustimmen
wird». Anders sah dies Rudolf
Friedli (SVP): «Wir müssen das
Volk miteinbeziehen.» Es sei die
Aufgabe der Parlamentarier, das
Volk zu informieren – auch wenn
die Materie komplex sei. Auch
Gemeinderat Alexandre Schmidt
(FDP) plädierte für eine Ab-
stimmung.

Die Debatte wurde gestern auf
Ende August vertagt. ehi

STADTRAT Vier Vorstösse be-
fassten sich gestern mit der ge-
planten BLS-Werkstätte in Ried-
bach. Von links bis rechts waren
sich praktisch alle Stadträte einig,
dass die BLS-Pläne ein Affront ge-
genüber der dortigen Bevölke-
rung darstellen. Der Gemeinderat
wird aufgefordert, mit der BLS in
Kontakt zu bleiben. Unter ande-
rem solle die BLS auch andere
Standorte prüfen. ehi

Widerstand
gegen BLS
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